
Vorlagefragen 

1. Sind die Urteile in der Rechtssache C-232/94, MPA Pharma 
GmbH/Rhone-Poulenc Pharma GmbH ( 1 ), und in der Rechts­
sache C-427/93, Bristol-Myers Squibb u. a./Paranova A/S ( 2 ) 
so auszulegen, dass ein Parallelimporteur, der Inhaber einer 
Genehmigung für das Inverkehrbringen eines parallel einge­
führten Arzneimittel ist und über die dieses Arzneimittel 
betreffenden Informationen verfügt und der einem selbstän­
digen Unternehmen Anweisungen für den Einkauf und die 
Umpackung des Arzneimittels, der näheren Gestaltung der 
Arzneimittelpackung und bezüglich der Verfügungen im 
Hinblick auf das Arzneimittel erteilt, die Rechte des Marken­
inhabers verletzt, wenn er sich selbst — und nicht das selb­
ständige Unternehmen, das Inhaber der Umpackungsgeneh­
migung ist, das Arzneimittel eingeführt und die physische 
Umpackung einschließlich der (Neu-)Anbringung der Marke 
des Markeninhabers vorgenommen hat — auf der äußeren 
Verpackung des parallel eingeführten Arzneimittels als Um­
packer angibt? 

2. Ist es für die Beantwortung der Frage 1 erheblich, wenn 
anzunehmen ist, dass der Umstand, dass der Inhaber der 
Genehmigung für das Inverkehrbringen sich selbst und nicht 
denjenigen als Umpacker angibt, der in seinem Auftrag die 
Umpackung physisch vorgenommen hat, nicht die Gefahr 
einer Irreführung in sich birgt, die den Verbraucher/Endnut­
zer zu der Annahme verleiten könnte, dass der Markeninha­
ber für die Umpackung verantwortlich ist? 

3. Ist es für die Beantwortung der Frage 1 erheblich, wenn 
anzunehmen ist, dass die Gefahr einer Irreführung in Bezug 
auf die Verantwortlichkeit des Markeninhabers für die Um­
packung ausgeschlossen ist, wenn derjenige, der die Umpa­
ckung physisch vorgenommen hat, als Umpacker angegeben 
ist? 

4. Ist allein die Gefahr einer Irreführung in Bezug auf die Ver­
antwortlichkeit des Markeninhabers für die Umpackung für 
die Beantwortung der Frage 1 von Bedeutung, oder gibt es 
noch weitere Gründe im Hinblick auf den Markeninhaber, 
die von Bedeutung sind, z. B. (a), dass derjenige, der die 
Einfuhr und physische Umpackung vornimmt und die 
Marke des Markeninhabers auf der äußeren Verpackung 
des Arzneimittels (neu) anbringt, dadurch möglicherweise 
in eigener Person die Marke des Markeninhabers verletzt, 
und (b) dass Umstände, für die derjenige, der die Umpa­
ckung physisch vorgenommen hat, verantwortlich ist, dazu 
führen können, dass die Umpackung den Originalzustand 
des Arzneimittels beeinträchtigt oder dass die Aufmachung 
der Umpackung so beschaffen ist, dass von einer Schädi­
gung des Rufs des Markeninhabers auszugehen ist (vgl. u. 
a. Urteil C 427/93, Bristol-Myers Squibb u. a./Paranova A/S 
u. a.)? 

5. Ist es für die Beantwortung der Frage 1 von Bedeutung, dass 
der Inhaber der Genehmigung für das Inverkehrbringen, der 
sich selbst als Umpacker angegeben hat, zum Zeitpunkt der 

Benachrichtigung des Markeninhabers, die vor dem beab­
sichtigten Verkauf des umgepackten parallel eingeführten 
Arzneimittels stattfand, zum selben Konzern gehörte wie 
der physische Umpacker (Schwestergesellschaft)? 

( 1 ) Slg. 1996, I-3671. 
( 2 ) Slg. 1996, I-3457. 
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Vorlagefragen 

1. Ist ein Gericht in der Republik Slowenien gemäß Art. 20 der 
Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 ( 1 ) für den Erlass von 
Schutzmaßnahmen zuständig, wenn ein Gericht eines ande­
ren Mitgliedstaats, das nach der Verordnung für die Ent­
scheidung in der Hauptsache zuständig ist, bereits eine 
Schutzmaßnahme getroffen hat, die in der Republik Slowe­
nien für vollstreckbar erklärt wurde? 

2. Falls die vorstehende Frage bejaht wird: Kann ein slowe­
nisches Gericht unter Anwendung des nationalen Rechts 
(die gemäß Art. 20 der Verordnung erlaubt ist) durch den 
Erlass einer Schutzmaßnahme nach Art. 20 der Verordnung 
eine rechtskräftige und vollstreckbare Schutzmaßnahme än­
dern oder aufheben, die von einem Gericht in einem ande­
ren Mitgliedstaat getroffen wurde, das nach der Verordnung 
für die Entscheidung in der Hauptsache zuständig ist? 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. November 
2003 über die Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstre­
ckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend 
die elterliche Verantwortung und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 1347/2000 für den Erlass von Schutzmaßnahmen (ABl. 
L 338, S. 1).
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